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Antrag 

des Abgeordneten Ralf Stadler AfD 

Rückkehr zu echten Werten – Goldstandard einführen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf allen Ebenen für eine Abkehr vom Euro 
und für eine nationale Währung basierend auf dem Goldstandard einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Das Bundesverfassungsgericht hat kürzlich entschieden, dass die milliardenschweren 
Anleihekäufe der Europäische Zentralbank (EZB) und der nationalen Notenbanken teil-
weise verfassungswidrig sind. Nach dem Urteil sollen Bundestag und Bundesregierung 
darauf hinwirken, dass die EZB die Verhältnismäßigkeit ihrer Anleihekaufprogramme 
darlegt. Ansonsten sei es der Bundesbank untersagt, nach einer Übergangsfrist von 
höchstens drei Monaten an den Käufen teilzunehmen. 

„Es kann gut sein, dass in anderen EU-Mitgliedsstaaten nun auch der Bestand des Euro 
in Frage gestellt wird“, sagte der frühere Finanzminister Dr. Wolfgang Schäuble. 

Der Euro schränkt nicht nur die Nationalstaaten aufgrund der fehlenden Möglichkeit der 
Währungsabwertung in ihrer Handlungsfähigkeit ein, er wird auch durch die seit Jahren 
praktizierte Geldpolitik destabilisiert. Insbesondere für Länder wie Deutschland, die tra-
ditionell eine starke Währung sowie Wirtschaftsleistung haben, ist die Gemeinschafts-
währung eine Belastung. Die sich abzeichnende Rezession wird mittelfristig nicht nur 
zu einer starken Geldentwertung führen, sondern die Unterschiede zwischen den 
19 Euro-Staaten weiter verstärken. Eine Abkehr vom Giralgeld hin zum Goldstandard 
ist der einzige Garant für Stabilität und bietet Bürgern, Unternehmen und dem Staat 
Planungssicherheit. Falsch verstandene Solidarität mit anderen Ländern darf nicht zum 
Nachteil des deutschen Volkes führen. Eine weitere Verzögerung des Euro-Austritts 
käme einer Insolvenzverschleppung gleich und ist zu vermeiden. 

 

 


